Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgabe 1 


Nr. 14 Ausgegeben Danzig, den 1. April 1925 


Juhalt. Erbſchaftsſteuergeſetz (S. 87). — Vermögensſteuergeſetz (S. 91). — Geſetz betreffend 
Lohn- und Gehaltspfändung (S. 97). — Geſetz über Wochenfürſorge (S. 97). — Verordnung zur Aenderung der 


Fernſprechordnung (S. 99). 


35 Volkstag und Senat haben igen Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanzrats 
hiermit verkündet wird: 


Erbſchaftsſteuergeſetz. 
Vom 30. 3. 1925. 
8 1. — 

Der Beſteuerung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes unterliegt der Nachlaß jeder natürlichen 
Perſon, ſoweit er zur Zeit ihres Todes nach dem jeweils geltenden Vermögensſteuergeſetz der Freien 
Stadt Danzig ſteuerpflichtig ik 

8 2. 

Als Nachlaß gilt das Vermögen, das bei der letzten vor dem Tode des Erblaſſers vorzunehmenden 
Veranlagung zur Vermögensſteuer als ſein ſteuerbares Vermögen feſtgeſtellt iſt. 

e Sind auf Grund der Vorſchriften des Vermögensſteuergeſetzes die Vermögen von Eheleuten 


zuſammen veranlagt, jo gilt bei dem Tode eines Ehegatten die Hälfte des zuletzt gemeinſchaftlich ver⸗ 
anlagten Vermögens als Nachlaß, ſoweit nicht bewieſen wird, daß der Anteil des ln: am gemein- 


ſchaftlich veranlagten Vermögen ein anderer ift. 
Befinden ſich in dem Nachlaß Gegenſtände, die der Erblaſſer lediglich als Voreibe oder Vor⸗ 


e e gehabt hat, ſo ſind dieſe Gegenſtände bei der Berechnung der Erbſchaftsſteuer 


mitzuberückſichtigen. 
8.3 
8 Sit eine Veranlagung zur Vermögensſteuer unterblieben, ſo hat eine Feſtſtellung des Nachlaß 


vermögens ſtattzufinden. Das Gleiche gilt, wenn ſich in der Zeit zwiſchen dem für die letzte Vermögens⸗ 
ſteuerveranlagung maßgebenden Kalendertag und dem Tode des Erblaſſers ſein ſteuerbares Vermögen 


um mehr als den fünften Teil vermehrt hat. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 4. 1925). 
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Jede für die Erbſchaftsſteuer haftende Perſon iſt berechtigt, Feſtſtellung des Nachlaßvermögens 
zu verlangen, wenn ſie glaubhaft macht, daß ſich in der Zeit zwiſchen dem für die letzte Vermögensſteuer⸗ 
veranlagung maßgebenden Kalendertage und dem Tode des Erblaſſers ſein ſteuerbares Vermögen um 
mehr als den fünften Teil vermindert hat. 

Die Feſtſtellung des Nachlaßvermögens in den Fällen der Abſätze 1 und 2 iſt nach den Grund⸗ 
ſätzen vorzunehmen, nach denen eine Veranlagung zur Vermögensſteuer auf den Todestag zu erfolgen 
hätte. Die Folgen, die durch Geſetz oder Vertrag an den Tod des Erblaſſers geknüpft ſind, bleiben bei 
der Berechnung des ſteuerlichen Vermögens außer Betracht, ſoweit im Nachſtehenden nichts Abweichendes 
beſtimmt iſt. 

Der Kapitalwert der dem Erblaſſer zuſtehenden, mit ſeinem Tode erlöſchenden Renten, Nutzungen 
und Leiſtungen gehört zum ſteuerpflichtigen Nachlaßvermögen nur, wenn der Schuldner einer ſolchen 
Leiſtung einer der Erben, Vermächtnisnehmer, Pflichtteilsberechtigten war. 

Der Kapitalwert der vom Erblaſſer geſchuldeten mit ſeinem Tode erlöſchenden Renten, Nutzungen 
und Leiſtungen darf bei Ermittelung des ſteuerpflichtigen Nachlaßvermögens nicht als Schuld in Abzug 
gebracht werden. ; 

§ 4. 
Dem Nachlaßvermögen eines Erblaſſers, der unbeſchränkt vermögensſteuerpflichtig geweſen iſt, 


ſind hinzuzurechnen: 


das auf Grund eines vom Erblaſſer geſchloſſenen Vertrages unter Lebenden von einem Dritten 
infolge des Todes des Erblaſſers unmittelbar Erworbene. 


Maßgebend iſt der Wert der hinzuzurechnenden Gegenſtände am Todestage unter Anwendung der. 


am Todestage geltenden Bewertungsrichtlinien für die Veranlagung zur Vermögensſteuer. 


Von dem Nachlaßvermögen ſind 5000 Gulden abzuziehen für: 

1. die Koſten der Beſtattung des Erblaſſers einſchließlich der Koſten der Leichenfeierlichkeit und 
eines angemeſſenen Grabdenkmals, die Koſten der Trauerkleidung von Ehegatten und Kindern, 

2. die dem Nachlaß zufallenden Koſten des Verfahrens im Falle der Todeserklärung des 
Erblaſſers, 

3. die Koſten der Eröffnung einer Verfügung des Erblaſſers von Todeswegen, die gerichtlichen 
und außergerichtlichen Koſten der Regelung des Nachlaſſes einſchließlich der Unkoſten der 
Erbeslegitimation, die Teſtamentsvollſtreckungskoſten, die Koſten der gerichtlichen Sicherung 
des Nachlaſſes, des Aufgebots der Nachlaßgläubiger und der Inventarerrichtung, die Koſten 
eines für den Nachlaß geführten Rechtsſtreites. 

Auf Antrag der für die Erbſchaftsſteuer haftenden Perſonen iſt ein höherer Betrag in Abzug 
zu bringen, falls die Aufwendung höherer Beträge für die zu Ziffer 1 bis 3 genannten Zwecke nach⸗ 
gewieſen wird. 

ö 8.6. 
Von dem Nachlaßvermögen im Sinne der 88 1 bis 4 find weiterhin auf Autrag auch nur 
eines Erbberechtigten 20 v. H. für jedes erbberechtigte Kind des Erblaſſers in Abzug zu bringen. 
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Zur Berechnung der Erbſchaftsſteuer wird das Nachlaßvermögen auf volle 100 Gulden nach 
unten abgerundet. 

Steuerpflichtig iſt nur der den Betrag von 2500 Gulden überſteigende Teil des nach den Vor⸗ 
ſchriften des Abſ. 1 abgerundeten Nachlaßvermögens. a 


: Bi: 89 
Die Erbſchaftsſteuer beträgt: ee 
von den erſten angefangenen oder vollen 2500 Gulden des ſteuer⸗ 
pflichtigen Nachlaßvermögecnnn s. 0,4 v. Hundert 
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Steuerbeträge unter 10 Gulden bleiben unerhoben. 

8 8. 


Auf Antrag eines Ehegatten bleibt der auf ihn entfallende Teil der nach 8 7 berechneten Erb⸗ 
ſchaftsſteuer unerhoben, wenn der Antragſteller den zahlenmäßigen Nachweis erbringt, welcher Teil des 
bei der letzten Vermögensſteuer⸗Veranlagung zuſammen veranlagten Vermögens ihm gehört und was er 
aus dem ſteuerbaren Nachlaß erhalten hat. 

Der Antrag iſt innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen ſeit Zuſtellung des Steuer— 
beſcheides zu ſtellen. N 

8 Der unerhoben bleibende Betrag wird errechnet, indem der Wert des Anteils des Ehegatten 
am ſteuerbaren Nachlaß mit der nach 8 7 feſtgeſtellten Geſamtſteuer vervielfältigt und der ſich ergebende 
Betrag durch den Wert des ſteuerbaren Geſamtnachlaſſes geteilt wird. 


8 9. — 
Die Erbſchaftsſteuer iſt aus dem Nachlaß zu entrichten. 
Die Erben haften für die Steuer als Geſamtſchuldner, jedoch nur bis zur Höhe ihrer geſamten 
Bereicherung. . 
5 Neben den Erben haften ferner alle Perſonen, denen auf Grund eines Vermächtniſſes, eines 
Pflichtteilanſpruches oder aus einem anderen erbrechtlichen Grunde zum Nachlaß gehörige Gegenſtände 
ausgehändigt worden ſind in Höhe ihres Wertes perſönlich für die Steuer. i ö 
Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßpfleger und andere mit der Verwaltung des Nachlaſſes befaßte 
Perſonen, in deren Beſitz ſich Vermögensgegenſtände des Erblaſſers befinden, haften, 'ſoweit ſie zum 
Nachlaß gehörige Gegenſtände den Erben oder anderen Perſonen vor Berichtigung oder Sicherſtellung 
der Steuer übergeben, in Höhe des Wertes der übergebenen Gegenſtände für die Steuer. 


90 
Verſicherungsunternehmen haften in Höhe der vollen Verſichekungsfumme f ür ble Steuer. Sie 
ſind berechtigt, ſich vor der Auszahlung der Verſicherungsſumme; durch Zahlung sn 4% derſelben an 
die Steuerkaſſe von ihrer Haftung zu befreien. Die Befreiung don der Haftung iſt nicht mehr zuläſſig, 
nachdem und ſoweit die Forderung gegen das Verſicherungsunternehmen von dem Steueramt gepfändet 
oder ſonſt mit Beſchlag belegt iſt. 


§ 10. 


Bei Erfüllung von Vermächtniſſen, Pflichtteilen und Auflagen kann, ſofern nicht ein anderer 
Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt, anteilmäßiger Erſatz der Erbſchaftsſteuer e werden. 88 Abſatz 3 
findet entſprechende An 
8 11. 

Dem Steueramt haben von Amts wegen mitzuteilen: 
1. die Standesämter die angemeldeten Sterbefälle, 
2. die Gerichte 

a) den Erlaß von Todeserklärungen, 

b) die Beſtellung von Nachlaßverwaltern ber Snhtaßhfkgen; 

ec) die Eröffnung einer Verfügung von Todeswegen, 

d) die Erteilung von Erbſcheinen unter Beifügung einer Abschrift, 

e) die Beurkundung von Erbauseinanderſetzungen, 


f) die Umſchreibung im Grundbuch auf Grund eines Erbſcheines oder einer Erbausein⸗ 
anderſetzung, 


3. die Notare die Beurkundung von Erbauseinanderſetzungen. 
3 . ö 8 12. 
Die Wehe erfolgt durch ſchriftlichen Beſcheid an einen der Erben 1 an eine Person, 


der kraft behördlicher Maßnahme oder geſetzlicher Vorſchrift die Verwaltung des Nachlaſſes zuſteht. Der 


ſchriftliche Beſcheid wirkt gegen ſämtliche für die Erbſchaftsſteuer haftenden Perſonen im Sinne des 8 192 
des Steuergrundgeſetzes. Der Empfänger des Steuerbeſcheides iſt verpflichtet, dieſen Perſonen, ſoweit 
er fie. und ihren Aufenthalt kennt, von dem Inhalt des Steuerbeſcheides Nachricht zu ‚geben. ; 

Auf Aufforderung des Steueramtes ſind ſämtliche mit der ae des e 8 bef a 
Perſonen verpflichtet, eine Steuererklärung einzureichen. 

Das Amtsgericht kann auf Antrag des Steueramtes einen N achlaßpſteger im Sinne des 8 68 
Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes dann lo wenn keine zur Vertretung des . ie? eat Perſon 
5 e im Inlande hat. 

Die Steuer iſt binnen 3 Monaten = ‚Suftelkung, des Sbeuerbeſhetdes zu wen - 


8: 13. f 

2 Sind bei der 3 1 1 5 Lines Steuerbeſcheides abgugsfähige Verbindlichkeiten nicht berückſihtigt, 

f 155 a von den für die Erbſchaftsſteuer haftenden Perſonen bis zum Ablauf von 1 Jahre mach, ber 
e der Veranlagung Ae heng des . „verlangt werden. ® 
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5 5 Wer die nach been. Geſetz zu eee Steuer hinterzieht, wird nit einer Gewßteſe⸗ big 
zum zwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnis 


eerkannt werden. 


. 


91. 
9 18. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung mit der Maßgabe in Kraft, daß es auf alle 
Fälle Anwendung findet, in denen der Erblaſſer nach dem 1. Januar 1924 geſtorben iſt. 


8.16. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 5 


Danzig, den 30. März 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
1 8 5 


36 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanzrats 
hiermit verkündet wird: 5 i 


(ö) Vermögensſteuerpflichtig find: g 
1. 


Vermögensſteuergeſetz. 
Vom 30. 3. 1925. 


Perſönliche Steuerpflicht. 
8 1. 


ſämtliche natürlichen Perſonen, ſolange ſie im Gebiet der Freien Stadt Danzig einen Wohnſitz 
oder des Erwerbes wegen oder länger als 6 Monate ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
Wird die Steuerpflicht durch einen Aufenthalt von mehr als 6 Monaten begründet, ſo erſtreckt 
ſie ſich auch auf die erſten 6Monate. Als Aufenthalt des Erwerbes wegen gilt jeder Aufenthalt, 
es ſei denn, daß aus den Umſtänden des Einzelfalles das Gegenteil hervorgeht oder der Zu⸗ 
ziehende das Gegenteil beweiſt, 5 VVT TR 


„ſämtliche Beamten der Freien Stadt Danzig, ſolange ſie ihren dienſtlichen Wohnſitz im Aus⸗ 


land haben und die in ihren Dienſten ſtehenden Danziger Staatsangehörigen für die Dauer 


des Dienſtverhältniſſes, ER SER 
„ſämtliche juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen und des bürgerlichen Rechtes, nichtrechtsfähige 


Perſonenvereinigungen, Anſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen, ſolange ſie den 
Sitz oder Ort der Leitung im Inland haben und ſoweit ihr Vermögen nicht unmittelbar nach 
dieſem Geſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar iſt. Re 


(2) Der Beſteuerung unterliegt bei den in Ziffer 1 bis 3 genannten Steuerpflichtigen das gejamte 
ine und ausländiſche Vermögen. f 3 


8 2. 


Sopeit nicht ſchon die Steuerpflicht nach 1 begründet iſt, find ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit, 
Wohnſitz, Aufenthalt, Sitz oder Ort der Leitung alle natürlichen Perſonen ſowie juriſtiſchen Perſonen, 
Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen der im 8 1 bezeichneten Art mit ihrem geſamten inländiſchen 


Grund⸗ und Betriebsvermögen ſteuerpflichtig. 


1 


Von der Vermögensſteuer ſind befreit natürliche Perſonen, juriſtiſche Perſonen, Perſonenvereinigungen 

und, Vermögensmaſſen der im $ 1 bezeichneten Art, denen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit nach all⸗ 

gemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder denen nach beſonderen, mit anderen Staaten getroffenen 
Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen Steuern zuſteht. 


92 
| 8 4. 
(1) Von der Vermögensſteuer find ferner befreit: 

1. die juriſtiſchen Perſonen des Danziger öffentlichen Rechtes, 

2. die Unternehmungen, deren Erträge ausſchließlich der Freien Stadt Danzig, ihren Gemeinden 
oder Gemeindeverbänden zufließen; Sparkaſſen jedoch nur, wenn ſie ſich auf die Pflege des 
eigentlichen Sparkaſſenverkehrs beſchränken, 

die Bank von Danzig, a : 

4. unbeſchränkt Steuerpflichtige der im $ 1 Ziffer 3 bezeichneten Art, die nach der Satzung, 
Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken des Inlandes dienen. Ob dieſe Vorausſetzungen gegeben ſind, entſcheidet in Zweifels⸗ 
fällen der Senat. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, auf Antrag weitere Befreiungen von der Vermögensſteuerpflicht 
zu gewähren. 


Steuerbares Vermögen. 


8 5. 


Als Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes (ſteuerbares Vermögen) gilt, inſoweit nichts anderes vor⸗ 


geſchrieben iſt, das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen nach Abzug der Schulden. Es umfaßt: 
1. Grundſtücke einſchließlich des Zubehörs (Grundvermögen), f 
2. das dem Betriebe der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder eines Gewerbes dienende Vermögen 
(Betriebsvermögen), g 
3. das geſamte ſonſtige Vermögen, das nicht Grund- oder Betriebsvermögen iſt (ſouſtiges Vermögen). 
§ 6. 
Den Grundſtücken ($ 5 Ziffer 1) gleich ſtehen Berechtigungen, die den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Rechtes über Grundſtücke unterliegen, Nutzungswerte an Grundſtücken ſowie Rechte, die auf Grundſtücken 
ſichergeſtellt ſind oder darauf laſten. 


STE 


4) Zum Betriebsvermögen (8 5 Ziffer 2) gehören alle dem Unternehmen gewidmeten Gegenſtände. 
2) Als Betriebsvermögen gelten auch aus dem Betriebe herrührende und andere Vorräte, die zur 
Weiterveräußerung beſtimmt ſind. 
8 8. 
Als ſonſtiges Vermögen (§ 5 Ziffer 3) kommen insbeſondere, ſoweit die einzelnen Vermögens— 
gegenſtände nicht unter § 5 Ziffer 1, 2, 88 6 und 7 fallen, in Betracht: a 
ſelbſtändige Rechte und Gerechtigkeiten, 
verzinsliche und un verzinsliche Kapitalforderungen jeder Art, 
Aktien oder Anteilſcheine, Kuxe, Geſchäftsguthaben bei Genoſſenſchaften, Geſchäftsauteile und 
andere Geſellſchaftseinlagen, 
4. bares Geld Danziger Währung, fremde Geldſorten, Banknoten und Kaſſenſcheine ſowie un⸗ 
verarbeitete Edelmetalle, Edelſteine und Perlen, außerdem Steuer- und Stempelmarken ſowie 
gültige Poſtwertzeichen der Freien Stadt Danzig, wenn ihr Nennwert 100 Gulden überſteigt, 
5. der Kapitalwert der Rechte auf Renten und andere wiederkehrende Nutzungen und Leiſtungen, 
die dem Berechtigten auf ſeine Lebenszeit oder auf die Lebenszeit eines anderen, auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit oder auf die Dauer von mindeſtens 10 Jahren entweder vertragsmäßig als 
Gegenleiſtung für die Hingabe von Vermögenswerten oder aus letztwilligen Verfügungen, 
Schenkungen oder Familienſtiftungen zustehen, 5 ze * 8 


COSIDERE 


2 


33 


noch nicht fällige Anſprüche aus Lebens⸗ und Kapitalverſicherungen oder Rentenverſicherungen, 
aus denen der Berechtigte noch nicht in den Rentenbezug eingetreten iſt. Auf Rentenver⸗ 
ſicherungen, die mit Rückſicht auf ein Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis abgeſchloſſen worden ſind, 
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 


89. 
Zum ſteuerbaren Vermögen gehören nicht: 
1. Anſprüche an Witwen-, Waiſen⸗ und Ruhegehaltskaſſen, 
2. Anſprüche aus einer geſetzlichen Verſicherung jeder Art ſowie aus einer privaten Kranken- oder 
Unfallverſicherung, 
3. Anſprüche auf Renten und ähnliche Bezüge, die mit Rückſicht auf ein früheres Arbeits- oder 
Dienſtverhältnis gewährt werden, 
4. Anſprüche auf Renten, Ruhegehalt und ähnliche Bezüge, die nach Verſorgungs— oder Ruhe⸗ 
gehaltsgeſetzen gezahlt werden, ſowie auf Kapitalabfindungen nach den genannten Geſetzen, 
5. Hausrat und andere bewegliche körperliche Gegenſtände, ſofern ſie nicht zum Betriebsvermögen 
gehören oder Zubehör eines Grundſtücks oder im & 8 beſonders aufgezählt ſind, 
6. Vermögensbeträge, die für auschließlich gemeinnützige oder Wohlfahrtszwecke zurückgelegt ſind 
und deren Verwendung nach Subſtanz und Ertrag zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, 
der Anſpruch auf eine Kapitalabfindung, die als Entſchädigung für den durch Körperverletzung 
oder Krankheit herbeigeführten gänzlichen oder teilweiſen Verluſt der Erwerbstätigkeit dem 
Steuerpflichtigten zuſteht; das gleiche gilt für den Anſpruch auf eine Kapitalabfindung, die den 
Hinterbliebenen eines im Sinne des vorhergehenden Satzes Geſchädigten auf Grund dieſer 
Schädigung gewährt wird. 


{er} 


ot 
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8 10. 
(1) Zur Ermittelung des Reinvermögens ſind von dem Rohvermögen abzuziehen: 
1. Schulden; der Abzug tritt nicht ein, ſoweit Rückgriffsrechte beſtehen, f 
2. der Wert der dem Steuerpflichtigen obliegenden Leiſtungen der im 88 Ziffer 5 bezeichneten Art, 
3. die zur Beſtreitung der laufenden Ausgaben nicht geſchäftlicher oder beruflicher Art für 3 Monate 
erforderlichen Beträge, ſoweit ſie aus dem für die Feſtſtellung des Vermögensſtandes maß⸗ 
gebenden Stichtag in Geſtalt von barem Danziger Geld oder von Bank- oder ſonſtigen Gut 
haben vorhanden ſind, die auf Danziger Währung lauten und deren Auszahlung vor Ablauf 
der Dreimonatsfriſt verlangt werden kann, und ſoweit der Steuerpflichtige nicht in der Lage 
ift, feinen Lebensunterhalt in den nächſten 3 Monaten aus ihm in dieſer Zeit zufließenden 5 
Einnahmen zu beſtreiten. Dieſer Abzug iſt bei den beſchränkt Steuerpflichtigen nicht zuläſſig. 
(2) Nicht abzugsfähig ſind Schulden und Laſten, ſoweit ſie in wirtſchaftlicher Beziehung zu Ver⸗ 
mögensteilen ſtehen, die nicht zum ſteuerbaren Rohvermögen gehören. 
(3) Beſchränkt ſich die Beſteuerung auf das inländiſche Grund- und Betriebsvermögen, ſo ſind nur 
die in einer wirtſchaftlichen Beziehung zu dieſen Vermögensteilen ſtehenden Schulden und Laſten abzuziehen. 
8 11. 5 
(1) Von dem Rohvermögen der im § 1 Ziffer 3 bezeichneten Steuerpflichtigen ſind außer den im 
§ 10 aufgeführten Schulden und Laſten abzuziehen: 
1. der Betrag des eingezahlten Grund⸗ oder Stammkapitals, 
2. die Rücklagen für ausſchließlich gemeinnützige oder Wohlfahrtszwecke, deren Verwendung nach 
Subſtanz und Ertrag zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, 
3. bei Verſicherungsgeſellſchaften und Verſicherungsvereinen die Rücklagen für die Verſicherungs⸗ 
ſummen und für die den Verſicherten ſelbſt als ſogenannte Dividende zurückzugewährenden 
Prämienüberſchüſſe. 0 
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) An die Stelle des eingezahlten Grund⸗ oder Stammkapitals tritt: i ; 

a) bei eingetragenen Genoſſenſchaften ſowie den in ihrer Hauptbeſtimmung als Zentralen der 

Genoſſenſchaften wirkenden Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und Aktien⸗Geſellſchaften die 
doppelte Summe der Geſchäftsguthaben der Genoſſen oder des Stammkapitals der Geſell⸗ 
ſchaften, ſowie bei den Reviſions⸗ und ähnlichen Hauptverbänden das Verbandsvermögen, 
b) bei Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit der eingezahlte Gründungsfonds. 
s EI 

Für die Veranlagung der Vermögensſteuer wird das Vermögen von Ehegatten zuſammengerechnet, 
ſofern beide Ehegatten unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind und an dem für die Feſtſtellung des Vermögens⸗ 
ſtandes maßgebenden Stichtag nicht dauernd voneinander getrennt leben. N 

Im Falle der gemeinſchaftlichen Veranlagung von Ehegatten haften beide für die geſamte Steuer⸗ 
ſchuld als Geſamtſchuldner. 

§ 13. . 

(1) Der Vermögenswert wird auf Grund des Vermögensſtandes am 31. Dezember des dem Ver⸗ 
anlagungsgeitraum unmittelbar vorangehenden Jahres feſtgeſtellt. Für Betriebe, bei denen regelmäßig 
jährliche Abſchlüſſe ftattfinden, tritt auf Antrag des Steuerpflichtigen anſtelle des Vermögensſtandes am 
Schluſſe eines Kalenderjahres der Stand am Schluß des letzten Wirtſchafts⸗(Geſchäfts⸗ jahres, das dem 
Veranlagungszeitraum unmittelbar vorangeht. Die zwiſchen dem Schluß dieſes Wirtſchafts⸗ (Geſchäfts⸗) 
jahres und dem geſetzlichen Stichtag eingetretenen Verſchiebungen zwiſchen dem im Betrieb angelegten 
Vermögen und dem ſonſtigen Vermögen des Steuerpflichtigen ſind zu berückſichtigen. An einen gemäß 
Satz 2 geſtellten Antrag bleibt der Steuerpflichtige auch für künftige Veranlagungszeiträume gebunden. 


(2) Wird die Steuerpflicht innerhalb eines Veranlagungszeitraumes begründet, ſo iſt für den noch 
laufenden Teil des Veranlagungszeitraumes der Vermögensſtand bei dem Eintritt in die Steuerpflicht 
maßgebend. 5 N 

) Wird ein beſchränkt Steuerpflichtiger im Laufe eines Veranlagungszeitraumes unbeſchränkt 

ſteuerpflichtig oder erwirbt er im Laufe eines Veranlagungszeitraumes weitere die beſchränkte Steuer⸗ 
pflicht begründende Vermögensgegenſtände, ſo findet Abſatz 2 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, 
daß dem bei der früheren Veranlagung feſtgeſtellten Vermögen der Wert des hinzugetretenen Vermögens 
hinzugerechnet wird. SE 
8 14. 
() Bei der Bewertung des Vermögens gelten die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die 
Wertermittelung mit nachfolgenden Ergänzungsbeſtimmungen. 

(2) Die Vorſchrift des 8 117 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes findet bei der Vermögensſteuerver⸗ 
anlagung 1925 keine Anwendung, ſoweit dauernd dem Betriebe gewidmete Gegenſtände in der Zeit vom 
1. Januar 1919 bis 31. Oktober 1923 angeſchafft find. a = 

) Die Vorſchriften des § 130 Abſ. 2-6 des Steuergrundgeſetzes finden bei der Vermögens⸗ 
ſteuerveranlagung 1925 keine Anwendung. : 


Berechnung der Steuer. 
Se: 


= Zur Berechnung der Vermögensſteuer wird das ſteuerbare Vermögen auf volle 100 G nach unten 
abgerundet. 5 
Au berſteigt das nach den vorſtehenden Vorſchriften feſtgeſtellte abgerundete ſteuerbare Vermögen 
nicht den Betrag von 10 000 Gulden, jo wird eine Vermögensſteuer nicht erhoben. 


F 
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- . i § 17. 
(1) Die Steuer beträgt jährlich: s Er re 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 20 000 Gulden ; ER 
Rich hee? et v. T. des Vermögens, 


wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 20 000 Gulden, 

aber nicht 40 000 Gulden überfteigt . t. 1½ v. T. des Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 40 000 Gulden, a 

aber nicht 60 000 Gulden überſteigg t. 2 v. T. des Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 60 000 Gulden, ; 

aber nicht 100 000 Gulden überſteign t. 2½ v. T. des Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 100 000 Gulden, Fe : 5 

aber nicht 150 000 Gulden Aberſtei gn 3 v. T. des Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 150 000 Gulden, 

aber nicht 200 000 Gulden überſteignt 3% v. T. des Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 200 000 Gulden, > 

aber nicht 300 000 Gulden überſteignt. .. Iv. T. des Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 300 000 Gulden, 

aber nicht 400 000 Gulden überfteigt . t. AND: T. des Vermögens, 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 400 000 Gulden 

Uberſtee gg 8 5 v. T. des Vermögens. 


(2) Der Unterſchied zwiſchen der Steuer nach Abſatz 1 und der Steuer, die zu zahlen wäre, wenn 
das ſteuerbare Vermögen nur die letzte vorhergehende in Abſatz 1 bezeichnete Vermögensgrenze erreicht 
hätte, wird nur inſoweit erhoben, als er aus der Hälfte des dieſe Vermögensgrenze überſteigenden 


Betrages des abgerundeten ſteuerbaren Vermögens gedeckt werden kann. 

Se 2 8 18. 8 N 5 

(1) Die nach 8 17 berechnete Vermögensſteuer ermäßigt ſich um 10 v. H. der Steuer für jedes 
zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, das nicht ſelbſtändig zur Vermögens⸗ 
ſteuer zu veranlagen iſt. ö € 8 
2) Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig oder nicht nur vorübergehend 
behindert ſind, ihren Lebensunterhalt durch Eigenerwerb zu beſtreiten und deren ſteuerpflichtiges Ver⸗ 
mögen hauptſächlich aus Vermögen im Sinne des § 8. und zu Wohnzwecken vermieteten bebauten 
Grundſtücken beſteht und nicht mehr als 25000 G en beträgt, müſſen auf Antrag von der Vermögens⸗ 
ſteuer freigeſtellt werden, wenn das für das ver, gene Kalenderjahr zu verſteuernde Einkommen den 
Betrag von 2400 Gulden nicht überſteigt. a Ag = 
)) Die Vorſchrift des Abſatz 1 und 2 findet im Falle der Steuerpflicht nach 8 2 des Geſetzes 
keine Anwendung. : 8 Er 
. § 19. 


Die errechnete Steuer iſt auf volle durch 40 Pfennige teilbare Beträge nach unten abzurunden,. N 


Veranlagung. 
5 5 g : :$ 20. 

Die Veranlagung erfolgt jeweils für ein Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum). In den Fällen 
des § 13 Abſatz 2 und 3 wird der Steuerpflichtige vom Beginn des auf den Eintritt der Steuerpflicht 
oder auf die Erweiterung der Steuerpflicht beginnenden Kalendermonats ab für den Reſt des laufenden 
Veranlagungszeitraumes veranlagt. . N 5 5 
g i § 21. i RE = 

(1) Erliſcht die Steuerpflicht im Laufe eines Veranlagungszeitraumes, jo wird die Steuer nur bis 
zum Schluſſe des Vierteljahres erhoben, in dem die Steuerpflicht wegfällt. 
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(2) Der Abſatz 1 gilt entſprechend: 
1. wenn ein unbeſchränkt Steuerpflichtiger im Laufe des Veranlagungszeitraumes beſchränkt 
ſteuerpflichtig wird, 
2. wenn und inſoweit im Laufe des Veranlagungszeitraumes die beſchränkte Steuerpflicht 
erliſcht. - 
g 22. 


Das Landesſteueramt beſtimmt, wer zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet und bis zu 

welchem Zeitpunkt die Vermögensſteuererklärung abzugeben iſt. 
8 25. 

Über die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Vermögensſteuer erteilt das Steueramt dem Steuer⸗ 

pflichtigen einen ſchriftlichen Beſcheid. 8 f 
Steuerentrichtung. 
§ 24. | 

(1) Die feſtgeſetzte Steuerſchuld iſt in vierteljährlichen Raten am 15. Februar, 15. Mai, 
15. Auguſt und 15. November jeden Jahres zu entrichten. 

(2) Sofern bei Zuſtellung des Beſcheides einer oder mehrere der vorerwähnten Zahltage verſtrichen 
ſind, iſt die an dieſen Terminen fällig geweſene Steuer binnen 2 Wochen nach Zuſtellung des Beſcheides 
zu entrichten. Die nach Abſatz 3 gezahlten Vorauszahlungen werden auf die hiernach zu leiſtenden 
Zahlungen angerechnet. 

(3) Bis zum Empfang eines Steuerbeſcheides für das neue Veranlagungsjahr hat der Steuer⸗ 
pflichtige zu den im Abſatz 1 bezeichneten Zeitpunkten Vorauszahlungen in Höhe von je einem Viertel 
der für das vorausgegangene Veranlagungsjahr feſtgeſtellten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. Fe 

(4) Im Kalenderjahr 1925 ift die Höhe der Vorauszahlungen durch das Landesſteueramt unter 
Berückſichtigung des Unterſchiedes zwiſchen den Vorſchriften des § 17 dieſes Geſetzes und des 8 13 des 
Vermögensſteuergeſetzes vom 7. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 574) in der Faſſung der Verordnung vom 
26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1119)) feſtzuſtellen. f 

Wer die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Steuer hinterzieht, wird mit einer Geldſtrafe im ein⸗ 
bis zwanzigſachen Betrage der hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnis 
erkannt werden. 


© 


Schlußbeſtimmungen. 
8 26. 

Das Vermögensſteuergeſetz vom 7. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 574) in der Faſſung der Geſetze 
vom 29. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 730) und 7. September 1923 (Geſetzbl. S. 944), der §s 7 bis 18 der 
Verordnung vom 26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1119) und des Geſetzes vom 4. Oktober 1924 (Ge⸗ 
ſetzbl. S. 458) wird aufgehoben. 

Die Veranlagung und die Erhebung der für die Zeit bis zum 31. Dezember 1924 zu entrichtenden 
Vermögensſteuer iſt nach Maßgabe der in Abſatz 1 erwähnten Geſetze durchzuführen. 

g 8 27. 5 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1925 in Kraft und am 31. Dezember 1925 außer 
Kraft. Die Veranlagung und Erhebung der Vermögensſteuer für 1925 iſt indeſſen nach dieſem Geſetz 


durchzuführen. 
8 28. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
Danzig, den 30. März 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr, Sahm. be ede 
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37 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Ge ſ e tz 
betreffend Lohn⸗ und Gehaltspfändung. Vom 24. 3. 1925. 
en Artikel J. a 
Die Verordnung über Lohnpfändung vom 25. Juni 1919 (Reichsgeſetzbl. 1919 S. 589) in der 
für Danzig geltenden Faſſung (Staatsanzeiger 1920 S. 291; Geſetzbl. 1921 S. 319; Geſetzbl. 1923 
S. 1249 und 1279) wird dahin geändert: 
1. In 8 1 Abſatz 1 treten an die Stelle der Worte fänfzehnhundert Gulden“ die Worte 
„zweftauſendvierhundert Gulden“. 
2. In § 1 Abſatz 3 treten an die Stelle der Worte „fünftauſend Gulden“ die Worte „ſieben— 
tauſendfünfhundert Gulden“. i d 
Artikel II. 
8 $ 850 Abſatz 2 der x Zivilprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung (Geſetzbl. 1922 
S. 537, 1923 S. 1249) wird dahin geändert, daß anſtelle der Worte „fünfzehnhundert Gulden“ die 
Worte „dreitauſend Gulden“ treten. 
Artikel III. 5 5 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. Soweit mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
eine Erweiterung des der Pfändung nicht unterworfenen Teiles der in den 88 1—3 der Verordnung 
vom 25. Juni 1919 und im 8 850 3. P. O. bezeichneten Forderungen eintritt, findet $ 7 Abſatz 2 der 
Verordnung vom 25. Juni 1919 entſprechende Anwendung. 


Danzig, den 24. März 1925 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiereinski. 


38 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über Wochenfürſorge. Vom 27. 3. 1925. 
§ 1. 


Die Artikel II, III, IV, VI, VII, VIII im Abſchnitt B des Geſetzes über Wochenhilfe, Familien⸗ 
und Wochenfürſorge vom 5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhalten folgende Faſſung: 


Artikel II. 

Sofern nicht Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Beihilfe nicht benötigt wird, gilt 
eine Wöchnerin als minderbemittelt, wenn ihr und ihres Ehemannes ſteuerpflichtiges Geſamteinkommen 
oder, ſofern fie allein ſteht, ihr eigenes ſteuerpflichtiges Einkommen den Jahresbetrag von eintaufend- 
achtzig Gulden nicht überſteigt. Dieſer Betrag erhöht ſich für jedes ſchon Snrhangene Kind unter achtzehn 
Jahren um einhundertfünfundzwanzig Gulden. 


Artikel III. 
= Wochenfürſorge wird ‚gewährt: 
1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der e oder bei Sowangeraisefhunsen 
erforderlich wird, 
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beſchwerden in Höhe von vierunddreißig Gulden; findet eine Entbindung nicht ſtatt, ſo ſind als 
Beitrag zu den Koſten bei Schwangerſchaftsbeſchwerden acht Gulden zu zahlen, 

3. ein Wochengeld in Höhe von fünfundſechzig Pfennig täglich für zehn Wochen, von denen 
mindeſtens ſechs in die Zeit nach der Niederkunft fallen müſſen. Das Wochengeld. für die 
Be vier Wochen iſt ſpäteſtens mit dem Tage der Entbindung ff (ig; die e nach der 

Niederkunft müſſen zuſammenhängen, 
4. ſolange die Wöchnerin das Kind ſtillt, ein Stillgeld in Höhe von fünf funddreißig Pfennig 
täglich bis zum Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft. 
Stirbt die Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Unterſtützungsberechtigung, ſo 
werden die noch verbleibenden Beträge an Wochen- und Stillgeld bis zum Ende dev’ eu hi an den⸗ 
jenigen gezahlt, der für den Unterhalt des Kindes ſorgt. 


Artikel IV. 


Wo nach Geſetz eine öffentlich- rechtliche Körperſchaft den Hebammen die Gebühren auszahlt 
oder ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewährleiſtet, kann zugleich angeordnet werden, daß ein Teil des 
einmaligen Beitrags nach § 3 Abſatz 1 Nr. 2 bis zur Höhe von einundzwanzig Gulden an die Körper⸗ 
ſchaft ſtatt an die Wöchnerin zu zahlen iſt. Dieſer Betrag muß der Wöchnerin auf die Gebühr angerechnet 
werden, die ie b IB die Hebammenhilfe zu zahlen Hat. 


Artikel VI. 


5 . Gewährt eine Krantentaſſe ihren u nach 8 195 der Neldjenerfiäekungsotbing bei 
der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſ ſchwerden freie Hebammenhilfe und freie Arznei, ſo gilt dieſe 
Beſtimmung auch für die Wöchnerinnen, denen die Krankenkaſſe Wochenfürſorge a in dieſem Falle 
ermäßigt ſich die bare Beihilfe an die Wöchnerin nach Artikel III SS 1 Nr. 2 auf vierzehn Gulden; 
findet keine Entbindung ſtatt, ſo iſt kein Beitrag zu zahlen. 


Artikel VII. 


N Weigern ſich die Arzte der Krankenkaſſe, die Behandlung bei der Entbindung oder bei Schwanger? 
ſchaftsbeſchwerden zu den für die Mitglieder oder Familienangehörigen der Kaſſe geltenden Bedingungen 
zu übernehmen oder ſich im Streitfall dem Spruche eines unter Mitwirkung von Unparteiiſchen zu gleichen 
Teilen mit Vertretern der Arzte und der Krankenkaſſe beſetzten Schiedsamts oder Schiedsgerichts zu 


2 


ein einmaliger Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei Schwangerſchafts⸗ E 


unterwerfen, jo ermächtigt das Oberverſicherungsamt die Krankenkaſſe auf Antrag, für die Wöchnerin jtatt 


dieſer Sachleiſtung einen baren Betrag bis zu vierunddreißig Gulden zu gewähren. Der Senat kann 
dieſen ei EN anderweit feſtſetzen. 


Artikel VIII. 


Die Laenge der Kaſſe werden ihr durch den Staat erſtattet. Dabei gilt als Wert der Sach 
leiſtung nach Artikel VI der Betrag von vierzehn Gulden. Die Koſten der Sachleiſtung nach Artikel TIL 
Abſatz 1 Nr. 1 ſind der Kaſſe in der ihr nachweislich entſtandenen Höhe zu erſetzen. Der Senat kann 
a . An e erlaſſen, auch einen . für a Erſatzleiſtung teileßet, 


8 2. : 

Im an des Geſetzes über Wochenhilfe, Jamie und Wogen vom 5. Oktober x 

1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält Satz 2 folgende Faſſung: 1 
5 Bis dahin erhalten die zum Bezuge der Wochenhilfe und Wochenfürſorge berechtigten 

Perſonen außerdem eine Beihilfe bis zum Betrage von vierunddreißig Gulden für Hebammen⸗ 

dienſte und ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der N oder bei „ 5; 

beſchwerden erforderlich werden. > 


Set 8 = 
Die Vorſchriften treten mit dem 1. April 1925 in Kraft. f 
Für Entbindungsfälle, die vor dem im Abſatz 1 genannten Tage eingetreten ſind, iſt das Wochen⸗ = 
und Stillgeld für den = der Bezugszeit in dem nach den vorſtehenden SUU HEIDEN erhöhten Betrage 
zu zahlen. 
Wöchnerinnen, die erſt nach den vorſtehenden Beſtimmungen als minderbemittelt zu gelten haben, 
aber vor dem Tage des Inkrafttretens dieſer Vorſchriften entbunden worden find, erhalten von dieſem 
Tage ab das Wochen⸗ und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit. Für Entbindungsfälle, die vor dem 
im Abſatz 1 genannten Tage eingetreten ſind, iſt das Wochen⸗ und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit s 
in dem nach dieſem Geſetz erhöhten Betrage zu zahlen. 5 ö 


Danzig, den 27. März 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiereinski. 


39 Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. Vom 11. 3. 1925. 


I. Auf Grund des § 13 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 23. Auguſt 1923 Geſetzbl. S. 887) 
wird folgendes beſtimmt: 
1. Die in der Fernſprechordnung aufgeführten Gebühren werden in der aus der Anlage N 
erſichtlichen Höhe feſtgeſetzt. 8 Eh 
2. Im 8 17 III hat der letzte Satz zu fanlen: Be, 
Wird eine Geſprächsanmeldung auf nachträgliches erlangen 1 oder. nachträglich 
! befriſtet oder wird eine Befriſtung geändert oder aufgehoben, fo iſt hierfür eine Gebühr von 
0,20 Gulden zu entrichten. Der übrige Teil des Abſatzes iſt zu ſtreichen. ; 
3. Im § 28 II iſt folgender Abſatz als vorletzter Abſatz einzuſchalten: i 8 
Für die Verhängung der Sperre wird eine Gebühr von 3 — 1 ehben. Die Sperre 
wird gegebenenfalls gebührenfrei aufgehoben. 2 55 ö 
II. Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1925 in Kraft. 
Die Fernſprechteilnehmer ſind berechtigt, Einrichtungen, die auf Grund der Fernſ ehe n 5 
der dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen hergeſtellt worden ſind, bis Ende April 1925 auf den 
1 tz 1925 außerordentlich zu kündigen. a ö 


Danzig, den 11. März 1925. a EHE 
eu und relegraphenverwalküng der Freien Stadt Dans. 
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Gebührenüberſicht. f a 


5 . 3 Fü ige Gebühr 
Beſtimmung | Bisherige Gebühren ee Dear 
Nr. Gegenſtand der Fern⸗ i 5 
tv Ge gen t an d ſprechordnung einmalig viertel⸗ iii | viertel- 
v. 9. 1. 23 jährlich jährlich 
FE — . SG RE 
- 2 3 4 5 6 7 


1 | Gebühren für Ausnahme-Hauptanjchlüffe 84,111 Abi. 3 | 
a) Koſtenzuſchuß für je 100 Meter Anſchlußleitung Ziffer 1 : | 


bei einem Entfernungsunterſchied bis zu 5 


Kilometer einſchließlich ee. 75, — — 40 — —ͤ—˖ü 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchl. 125 60, 
1 „ „ 15 " 25 n " 200, | sr 100,— | Zar 
b) Zuſchlag für die Inſtandhaltung der innerhalb 5 
des 5⸗Kilometer⸗Kreiſes mehr herzuſtellenden 
Leitungsſtrecke | 
für je 100 Meter . 2,50 — 2050 
c) Zuſchlag zur Ortsgeſprächsgebühr 55 = 
bei Entfernungen | 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer 30. en, 0,10 — 
C C0 8 040 020 — 
2 [Gebühren f. poſteigene Nebenſtellenanlagen 8 5, IIIA | ER | 
a) Nebenſtelle mit gewöhnlichem Apparat uſw. . Ziffer la „ ED 
b) 5 „ Mehrfachanſchlußapparat 5 1 | | 
IVV — 12,50 12. 
15 CCCP „ 1. 
e) für je 100 Meter Anſchluß leitung a) — 250 ee For) 
d) für jedes belegte Anſchlußorgan f a | 
bei Handbettied -.» . ...... - Er „ 3a — 2,50 „ 0 
bei Selbſtanſchlußbe trie „ 3b — 18% 9%, 
e) für jede Hauptſtelle mit Reihenapparat - „ 48 — 18575 — 15, 
f) „ „K Nebenſtelle „ 0 i „ 4b 0 
für 1 Imugtetting ug — 22,50 — 20. — 
e ee ee — 27,50 = I 25,— 
1733 JFF — 35, — 30,.— 
„ 4 bis 6 Amts leitungen re: „ 
g) für 10 Meter Leitungskabel bei Reihenapparaten 4e | 
für 1 Amtsleitung — 2050 — 15 
VVVo%VVVVVVV 8 ir eee . 
165 3 ER ( — Amts⸗ — 25,0 
nt J — beitung 
SED 5 ᷑ ER „„ | 3, 
„ 6 ( „„ | 
h) Zuſchlag für jede durch einen Nebenanſchluß mit | | | 
gewöhnlichem Apparat belegte Linienwähler⸗ | 20 | 5 


leitung einer Reihenanlanniee — 
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Beſtimmung Bisherige Gebühren 0 1 


Nr. Gegenftand der Fern- 


N einmalig | jahrlich einmalig üührlich 
ae 8 6 6 
1 = 2 3 3 Arsen 
i) Zuſchlag für die Nebenſtelle eines Dritten. Ziffer 5 
J) Zuſchlag für die Benutzung poſteigener Sprech⸗ 15 0 
ſtellen zu Geſprächen mit privaten Hausſtellen — 2,50 
3 Gebühren für private Nebenſtellenanlagen [8 5, HIC 
für jeden privaten Nebenanſchluunß . Ziffer 1 — 2,50 — 3,.— 
4 [Gebühren für Ausnahme-Nebenanſchlüſſe |85, IV Abſ. 4 . 
a) Koſtenzuſchuß für je 100 Meter Nebenanſchluß⸗ Ziffer 1 
leitung 
bei einer Entfernung bis zu 5 Kilometer 
i 2 een 40,— — 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer... 60. 3 
5 F135 FLilömete nr 100 = 
b) Pauſchbetrag für den Ausfall an Ferngeſprächs⸗ 
gebühren bei Entfernungen 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchl. > 150,— 
„ ” „ 15 m 25 „ ” Er 600, — 
5 | Gebühren für Querverbindungen 56V | 
a) Pauſchbetrag für den Ausfall an Geſprächs⸗ Ziffer 1 | 
gebühren bei poſt⸗ und teilnehmereigenen n 
Querderbdün gen . == 75. 28 75, 
b) für die Inſtandhaltung poſteigener Quer⸗ 17 28 
verbindungsleitungen für je 100 Meter . . = no] 2,50 
uſchlag für die Mitbenutzung poſteigener 1 
hellen zu Geſprächen mit privaten 
Hausſtellen über die Quer verbindung — 2,50 => 2,50 
6 Gebühren für Ausnahme-Querverbindungen [S 6, VI Abſ. 8 
az) Koſtenzuſchuß für je 100 Meter Querver- | Ziffer 1 
bindungsleitung bei einer Entfernung i 
bis zu 5 Kilometer einſchließlic h. .. 75, — 40,.— — 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer .. 125, — 60,— — 
„„ ee VF 
15 „ „ „ flometes n. 375,— | 160, Bee 
b) Pauſchbetrag für den Ausfall an Ferngeſprächs⸗ 5 2 | 
gebühren bei Entfernungen | 
bis zu 15 Kilometer einſchließlichcc h — 150.— — 150,.— 
von mehr als 15 bis 25 Kilometer . . — 600, — — 600, 
5 CCC ET X E — 3500,.— — 2500,.— 
N F500 100 5 u —  [7000,— —  ‚5000,— 
„ " „ 100 1 200 " Se BERN ar a Fr 
„ n 7 200 " 300 mn: ie RR pa 2 IE 
über 300 Kilometer für je 100 Kilometer 5 s 
hh. — — — — 


Beftimmung | Bisherige Gebühren Künftige Gebühren 


9 5 i 5 a ber Fern⸗ ab J. 4. 25 
i ee ae > ' 19 99 1 95 einmalig jahrlich einmalig ſahrlic 
. G G G G 
% BE 3 Geldes 7 
71 Gebühren für poſteigene Anfhlußdofen| 8 7, VA. END: 555 
) für jede Anſchlußdoſ e Ziffer 1 80 . 
b) „ je 100 Meter Anſchlußdoſenliniee „ 2 —, 2,50 — 2'050 
ec) „ jeden tragbaren Apparat . e 5 3 | — 10,— — 10,— 
8 | Gebühren für pofteigene Zuſatzeinrichtungen 88, VA Abſ⸗ 5 i 5 
a) für einen Wechſelſchalter Se Ziffer 1 . — 1,50 = 1 
dweiten Jern hören ER „150 — 1j 
r , en ee en 70 „ 
d) „ :„ zweiten Sprechapparaetet „ 4 „„ er 7,50 
e) „ ein Bruſtmikrophon um. 3 — 7,50 — 7,50 
1) „ eine 2. Hörvorrichtung an Kopffernhörern 5 8 — 1,50 — 1. — 
eien Handappara e J | Fr el) 
h) „ einen kleinen Wecker ee 75 8 — 2,50 ed 
i) „ einen großen Weckte 5 — 3,75 — 38 
N eine Fallſche fe 10 rl 2,50 3 
E einen beſonderen r 375 „„ 
Y) „ eine Rufſtromeinrichtun gd 0m 12 „„ a | 10,— 
m) „ einen Ticker ue. 323). 
n) „ einen Summer . = — 5. 2850 
o) „ Mithörvorrichtungen i 33 10 2,50 
p) „ jedes Meter Leitungsſchnur, ſowett die REIT Re = N: 
Länge 2 Meter überſteigt, für je 5 Adern m SE 0,75 — | 1— 
9 | Einrihtungsgebühren $ 9 (Abſ. 2) 335 ù 
a) für die Einführung jeder Doppelleitung „ Jiffer 1 40, — 40, — 
bp) „ jeden Hauptanſchlunn n 2 150. — — 1100, - — 
c) „. jede Nebenſtelle 3 Re TO N er Le 
d) „ jedes belegte Anſchlußorgan . - - „ Er 57 
bei Handbettie yr 3 „„ Re re 50,— | — 
bei Selbftanfehlugbetrieb . . » - - - En „ 
9 jeden Mehrfachanſchlußapparat 1; ai «| 
für 2 Leitungen 7 , A 75, — 50, — — 
5 für 3 Leitungee tt BE 
| bei Reihenanlagen ,, | = @u. | 
2 2 außer den Gebühren zu § 9 (Abſ 2) Ziffer 2 oder 3 5 : 
ee fie jeden Reihenapparat 
A für 1 Amtsleitung . . 90.— — 
ö „ 2 Amtsleitungen 15 JFF login 
„ 3 Amtsleitungen 5 ja 2 | i 
„ 4 bis 6 Amtsleifüngen „ hl Are 


) Einmalige Gebühren für Amtstaſten je 30,.— G, Linienwähl — G fallen känſtig weg. 
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Nr. 


10 
11 


12 
1: 


14 
15 
.16 


17 


Beſtimmung Bisherige Gebühren 


Künftige Gebühren 
ab 1. 4. 25 


Gegenftand der Fern⸗ 2 Br 
i \ a. einmalig jahrlich einmalig nührlich 
SR Pe RE 5 8 8 
2 4 2 en na NE p 
ee er 
g) für jedes durch eine Querverbindung belegte | $ 9 (Abſ. 2) | 
Anſchlußorgan Ziffer 6 
bei Handbetrieb „„ 75,.— — 50,— En 
bei Selbſtanſchlußbetrie bn = — 160,.— — 
für jede Auch 5 10, = — 20,— — 
i) „ einen Wechſelſchalter (mit 2 Doppel⸗ 
d = 15, — — 10, — 
„ einen zweiten Fernhörer gewöhnlicher Art 15,— — 20,— — 
emen Kopffeknh bree 15,— — 20,— — 
„ einen zweiten Sprechapparat gewöhnl. Art 150, — — 100,— — 
„ ein Bruſtmikrophon mit Kopffernhörern 15,— — 40, — — 
„ eine zweite Hörvorrichtung an Kopffern⸗ 
Hörern = = 20,— — 
i einen Handaßpar fene 15,— — 25, — — 
seinen kleinen Weder. a 40, — — 20,.— — 
einen großen Weckee 40,.— — 40,.— == 
5 eite Falles 15. —: 20.— — 
„ einen beſonderen Kurbelinduktor .. 15, —• 40,.— — 
„ eine Aufftromeimihtung . . 2.2... 40,.— — 80,— — 
bee e, 40, | — 2 = 
einen Summen 3.2.25, 5 20 == 
„ eine Mithörvorrihtung . . 2.2... 40,— — our = 
„ jedes Meter Leitungsſchnur, ſoweit die 
5 5 9 2 Meter überſteigt, für = 
5 Adern = ex 1 er 
uſchlag für je 100 Meter Hauptanſchlu Pin § 10, | 
. ehe 25 5⸗Kilometer⸗ Kreiſes I SE ) : — 2,50 — 2,50 
Für Zurückziehung eines Antrags auf Herſtellung 8 12, 
von Fernſprecheinrichtungen mindeſtens .. Be I ==: 
Gebühr für jede genehmigungspflichtige Übertragung [8 13, V NEE Dr 40, = 
Für Zurückziehung eines Antrags auf Verlegung | 8. 13, VII 5 
uſw. von Fernſprecheinrichtungen mindeſtens Be : I FE 875 8 
Gebühr für gebührenpflichtige Druckzeilen im amt⸗ 8 14, III Abf.! 
lichen Fernſprechbuch 2 © 
bei einer Auflage bis 100 000 Stück NE Des == 
Zu gewährleiſtende Mindeſteinnahme für eine ge- |$15, II Abſ. 1 1, —' 1 = 
meindliche öffentliche Sprechſtellle Ziffer 3 [monatlich monatlich 
Beſcheinigung über bezahlte Gebühren für Benutzung 8 15, IV : | 
öffentlicher Sprehitelen —.. 02.200 0.8 0,20 — 0,20 . 
Gebühr für Vortragsan meldungen 8 17, II Abſ. 3 0,40 8 0,20 Er 
817,11 Abſ. 44 0,40 — 0,20 — 


18 


Gebühr, für Auskünfte über Geſprächsanmeldungen 


Ziffer 3 


Künftige ebnen 
25 


$17,111 Abſ. 2 
Satz 4 
817,111 Abſ. 2 

letzter Satz 


19 Gebühr für die . einer 
. meldung 
20 | Gebühr für nncträgie Venti einer ge 
5 fprächganmeldung . . . . 
Gebühr für ein nihtoringenes Wow te 
Bezirksgeſpräch : . 
22 Gebühren für XP-Geſpräche 
i a) für die Benachrichtigung uſw. einer Perſon 
b) für die Benachrichtigung uſw. Be Auen 
für jede weitere Perſon 


e 


819, 1 Ziffer 


c) f ür die nachträgliche Verſtändigung des Herbei⸗ 5 
zurufenden 
im Fernverkehr 
im Ortsverkehr 
23 Gebühren für N⸗ Geſpräche 819, III Ziffers 
Sa) für die Weitergabe der Nachricht an eine Perſon Satz 1 
bp) für die Weitergabe an u en a 5 


jede weitere Perſon 


821, IV Abſ.1 
Ziffer 1 
Buchſtabe a 


24 Gebühren für Dauer verbindungen 


a) bei Verbindungen zweier Teilnehmerjprec)- 
ae desſelben e für jede Dienſt⸗ 
pauſe 
b) bei Verbindung einer Teilnehmerſprechſtelle 
mit der Vermittlungsſtelle eines anderen Orts⸗ 
netzes für jede Zuſammenſchaltung 5 
c) bei unmittelbarer Verbindung zweier Teil⸗ 
nehmerſprechſtellen verſchiedener Se . 
jede Zuſammenſchaltung . 


5 Unfallmeldegebühr N 


wellnehneranſguiſes in den 


822, aus; Ziffer! 


26. Eindegiehung eines 922 file 


AUnfallmeldedienſt 


Bebühr für die Niederſchriſt eines 80 8 
ſbprecher . an 88 8 
Wort ; 9 
28 Gebühr Air die Mbermiittung 
der Wettervorherſage 
bei regelmäßiger — monti 


9 23, II 


a 1 


Eingelanfrage 


bes 0 of e 20 


0 


0, 


Beſtimmung Bisherige Gebühren ER 
a lm 
Gegenftand der Fern⸗ f 
5 prechordnung ei za viertel⸗ a i viertel⸗ 
Be 9 5 5 einmalig jährlich einmalig jährlich 
RE Rz ER ee: G G 
2 3 4 5 6 7 


ea a That EEE a LE 


IN 


r 


e 5 e 65 8 17 IR 
r 


0 
monatlich 
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Beſtimmung | Bisherige Gebühren ne 4 % s 


Nr. Gegen ſt an d der Fern⸗ 


19 9 1 8 einmalig | jahrlich einmalig | jahrlich = : 
ee 2 — ? 233 ee 6 6 8 
1 2 3 2 lea = 
ee . - 
(28) | b) der Tageszeit = 
bei regelmäßiger Übermittlung monatlich. Ziffer 2 — | Bo — „5 
FE 5 monatlich monatlich 2 
bei Einzelgufſae ö 0,20 — 0,20 „ 
29 Gebühren für Nebentelegraphen § 24, J Ziffer 8 | | = 
a) für jeden Hughesapparae . Buchſtaben | Wie 59 300,— |2500,— 300 
VHP re, a U. b A 40,— 500, | 40, 
JC 8 i Hiller 8 30.0 30 
% fe 100 Meter LeitunnuZAãungg 250 — 2,50 
b) für die Aufnahme eines Telegramms für das a 
8 Wr!!! 8 1 0 0038 — 0,02 = 
- 30.| Gebühren für befondere Telegraphen 824, IT Zifferd | 
g a) Koſtenzuſchuß für die Leitung für je 100 Meter | 
ei einer Entfernung 
& bis zu 5 Kilometer einſchließlic h.. .. Buchſtabe a | 40,— 30,— == 
. von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchließlich Abf. 1 60,— — 45,— — 
a " „ 1 „ 50 „ „ 100,.— 8 75,— 8 
. FF STLIGHTELET ET 200, — — 1 120,— — 
& b) Pauſchbetrag für den Ausfall an Telegraphen⸗ S 24, II Ziffers 
5 und Fernſprechgebühren a ö 
bei einer Entfernung 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchließlich] Buchſtabe b | 150“ — 150,— — 
3 7 " 7 15 „ 25 " " 600,— = 600,— Fe 
; 5 5 in 2 3500,—ı — 2500,.— — 
Si: 4 5 0 5 er 7000,— —  15000,— — 
" " „100 " 200 * „ N =: FE FF 
" 1 „200 11 300 U " Ey = 7 — 
5 über 300 Kilometer für je 100 Kilometer mehr = = = el 
x 31 | Gebühr für einen unbegründeten Antrag auf Er⸗ 8 25, III Abſ.1 8 
5 ſtattung von Fernſprechgebühren 0,50 5 0,50 er 
32 Für die Zurückziehung einer Kündigung mindeſtens 8 27, L 3,.— — 3,.— — 
33 | Für die Verhängung einer Sperre (neue Gebühr) [S 28, II Abſ. 27 — — 3,.— — 


) Wie § 9 Abſ. 1 Ziffer 1, 3a und 8. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuständigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (fiehe 
Staat3anz, f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 5 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


